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Anforderung des Landesbehindertenbeauftragten an einen Aktionsplan des Landes Bremen zur Umsetzung des „Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen“

I. Vorbemerkung

Im März 2009 ist das „Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen“ (Behindertenrechtskonvention – BRK) in Deutschland in Kraft getreten. Das Übereinkommen basiert auf den zentralen Menschenrechtsabkommen der Vereinten Nationen und konkretisiert die dort verankerten Menschenrechte für die Lebenssituation von Menschen mit Behinderungen. Das Übereinkommen verbietet die Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen in allen Lebensbereichen und garantiert ihnen die bürgerlichen,

politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Menschenrechte. 
Mit dem In-Kraft-Treten der BRK haben die in ihr enthaltenen Verpflichtungen für die Bundesrepublik Deutschland Verbindlichkeit erlangt. Dies folgt aus Art. 43 und 45 der BRK.

Die Pflicht zur Umsetzung der Regelungen des UN-Übereinkommens in innerstaatliche Maßnahmen richtet sich nach der allgemeinen Kompetenzordnung des Grundgesetzes. Hiernach sind die Länder beispielsweise für die Gesetzgebung des schulischen Bildungsrechts und damit auch für die Transformation der entsprechenden Reglungen der BRK in nationales Recht zuständig.

Um den Anforderungen an die BRK gerecht zu werden, haben das Bundesland Rheinland-Pfalz im März 2010 und die Bundesregierung im Juni 2011 Aktionspläne zur Umsetzung der Konvention vorgelegt. 

Auch in Bremen soll ein solcher Aktionsplan erarbeitet werden. Die vorliegenden „Anforderungen des Landesbehindertenbeauftragten an einen Aktionsplan des Landes Bremen zur Umsetzung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen“ sollen ein Diskussionsbeitrag im Prozess der Erarbeitung des Aktionsplans sein und erheben keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Die Anforderungen verdeutlichen, dass die BRK der Beteiligung behinderter Menschen an Maßnahmen zur Umsetzung des Übereinkommens einen hohen Stellenwert einräumt. 
Gleichzeitig wird mit den Anforderungen ein Vorschlag für die Bildung eines „Ausschusses zur Erarbeitung eines Vorschlages für einen Aktionsplan zur Umsetzung der Behindertenrechtskonvention im Lande Bremen“ (Aktionsplanausschuss - APA BRK) unterbreitet, der paritätisch mit Vertreterinnen und Vertretern aus Politik und Verwaltung auf der einen Seite und mit Personen mit Behinderung auf der anderen Seite besetzt ist (Abschnitt II). 
Außerdem werden in den vorliegenden Anforderungen an einen Aktionsplan die allgemeinen Grundsätze der BRK (Abschnitt III) dargestellt. 
Im Anschluss hieran wird anhand einzelner Artikel der BRK beispielhaft erläutert, dass die sich aus der Konvention ergebenden Verpflichtungen die Zuständigkeiten aller Ressorts und nicht nur diejenigen des Sozialressorts sowie des Ressorts für Bauen und Verkehr berühren (Abschnitt IV). 
Anschließend werden sich aus der Behindertenrechtskonvention ergebende Querschnittssaufgaben skizziert (Abschnitt V) und abschließend werden die nächsten Handlungsschritte erörtert (Abschnitt VI). 

II. Beteiligung von Menschen mit Behinderung an der Erarbeitung eines Aktionsplans

1. Anforderungen der BRK an die Beteiligung von Menschen mit Behinderung
Bei der Ausarbeitung und Umsetzung von Rechtsvorschriften und politischen Konzepten zur Durchführung der Behindertenrechtskonvention und bei anderen Entscheidungsprozessen in Fragen, die Menschen mit Behinderungen betreffen, führen die Vertragsstaaten nach Art. 4 Abs. 3 BRK mit den Menschen mit Behinderungen, einschließlich Kindern mit Behinderungen, über die sie vertretenden Organisationen enge Konsultationen und beziehen sie aktiv ein. 
Diese Bestimmung ist insbesondere auch bei der Erstellung der Berichte i.S. des Art. 35 BRK zu berücksichtigen, die von einem Vertragsstaat innerhalb von zwei Jahren nach In-Kraft-Treten der BRK und sodann mindestens alle vier Jahre gegenüber dem Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen bei den Vereinten Nationen abzugeben und in denen die Maßnahmen (die er zur Erfüllung seiner Verpflichtungen aus dem Übereinkommen getroffen hat) und die dabei erzielten Fortschritte darzustellen sind (Art. 35 Abs. 4 S. 2 BRK. 

Auch wird die Zivilgesellschaft, insbesondere Menschen mit Behinderungen und die sie vertretenden Organisationen (gemäß Art. 33 Abs. 3 BRK) in den Prozess zur Überwachung der Umsetzung der BRK einbezogen und nimmt in vollem Umfang daran teil. 

2. Bildung eines Ausschusses zur Erarbeitung eines Vorschlages für einen Aktionsplan

Um einerseits dem sich aus der BRK ergebenden Erfordernis einer Beteiligung von Menschen mit Behinderung und ihrer Vertretungen an der Erarbeitung eines Aktionsplans zu entsprechen und andererseits ein arbeitsfähiges Gremium zu schaffen, das innerhalb eines überschaubaren Zeitraums von etwa einem Jahr einen konkreten Vorschlag für einen Aktionsplan des Landes Bremen zur Umsetzung der Konvention erarbeiten kann, schlägt der Landesbehindertenbeauftragte die Bildung eines „Ausschusses zur Erarbeitung eines Vorschlages für einen Aktionsplan zur Umsetzung der Behindertenrechtskonvention im Land Bremen“ (Aktionsplanausschuss - APA BRK) vor. 

Dieser Vorschlag basiert auf der Erfahrung des Landesbehindertenbeauftragten mit dem „Fachausschuss Schule“, in dem er als Gast mit Rederecht im Rahmen seines Aufgabenkreises inhaltlich mitgearbeitet hat und der in der vergangenen Wahlperiode die Grundlagen für die im Juni 2009 durch die Bremische Bürgerschaft verabschiedete Schulreform erarbeitet hat. 

Der APA BRK sollte paritätisch mit Vertreterinnen und Vertretern aus Politik und Verwaltung auf der einen Seite und mit Menschen mit Behinderungen bzw. Vertreterinnen und Vertretern von Behindertenverbänden auf der anderen Seite besetzt sein; die vorgen. Mitglieder des Ausschusses sollten stimmberechtigt sein. 
Bei den Vertreterinnen und Vertretern behinderter Menschen in dem Ausschuss könnte es sich um Personen handeln, die von den Verbänden benannt werden, die nach dem Bremischen Behindertengleichstellungsgesetz (BremBGG) als verbandsklageberechtigt anerkannt sind. Diese Anerkennung setzt nach § 12 Abs 4 BremBGG u.a. voraus, dass die Verbände nach ihrer Satzung ideell und nicht nur vorübergehend die Belange behinderter Menschen fördern und nach der Zusammensetzung ihrer Mitglieder dazu berufen sind, die Interessen behinderter Menschen auf der Ebene des Bundes oder des Landes zu vertreten. 
 

Neben seinen Mitgliedern sollte es im Ausschuss Gäste mit Rederecht geben, z.B. Vertreterinnen und Vertreter der LAG FW, von Gewerkschaften, der Wirtschaftsverbände u.ä.

Um die Arbeitsfähigkeit des Ausschusses zu gewährleisten, sollte die Zahl der stimmberechtigten Mitglieder sich lediglich auf 10 bis 14 Personen sowie eine/einen Vorsitzende/n oder zwei gleichberechtigte Vorsitzende (Sozialsenatorin/Staatsrat für Soziales und eventuell daneben der Landesbehindertenbeauftragte) belaufen. Auch die Zahl der Gäste mit Rederecht sollte begrenzt werden.

Mögliche Arbeitsweise des Ausschusses: 
· der Ausschuss soll einen Vorschlag für einen Aktionsplan zur Umsetzung der Behindertenrechtskonvention im Land Bremen erarbeiten. Dieser Vorschlag soll die Entscheidungsgrundlage für die Beschlussfassung über den Aktionsplan durch den Senat bilden
· kommt es im Ausschuss bei zur Abstimmung gestellten Beschlüssen zum Dissens, ist die Position der unterlegenen Seite auf Antrag in den Vorschlag für einen Aktionsplan als Minderheitenmeinung aufzunehmen, um Transparenz des Erarbeitungsprozesses zu gewährleisten

· der Ausschuss wird durch eine/n Vorsitzende/n oder zwei Vorsitzende (Sozialsenatorin/Staatsrat und eventuell den Landesbehindertenbeauftragten) geleitet. Er/sie ist/sind ebenfalls stimmberechtigt 

· der Ausschuss tagt öffentlich
· Rederecht während der Sitzungen haben die Mitglieder des Ausschusses, die ständigen Gäste mit Rederecht sowie vom Ausschuss geladene Gäste bzw. Expertinnen und Experten, Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter
· grundsätzlich ist der Ausschuss in der Organisation seiner Arbeit frei, sollte aber die Themenschwerpunkte bzw. Aufgabenfelder des Aktionsplans strukturiert und sitzungsweise abarbeiten und themenbezogen Gäste wie zuständige Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter, Expertinnen und Experten etc. gezielt einladen; dabei sollte der Ausschuss darauf achten, dass insbesondere auch behinderte Menschen als „Expertinnen und Experten in eigener Sache“ bei für sie relevanten Themen zusätzlich hinzugezogen werden
· die einzelnen Senatsressorts leisten Zuarbeit für den APA BRK
· der Ausschuss kann vor der endgültigen Beschlussfassung über seinen Vorschlag diesen in einer öffentlichen Veranstaltung und/oder im Internet zur Diskussion stellen
III. Die allgemeinen Grundsätze der BRK

Die allgemeinen Grundsätze der BRK sind in Artikel 3 geregelt. Dieser lautet wie folgt: 

„Die Grundsätze dieses Übereinkommens sind: 

a) die Achtung der dem Menschen innewohnenden Würde, seiner individuellen Autonomie, einschließlich der Freiheit, eigene Entscheidungen zu treffen, sowie seiner Unabhängigkeit; 

b) die Nichtdiskriminierung; 

c) die volle und wirksame Teilhabe an der Gesellschaft und Einbeziehung in die Gesellschaft; 

d) die Achtung vor der Unterschiedlichkeit von Menschen mit Behinderungen und die Akzeptanz dieser Menschen als Teil der menschlichen Vielfalt und der Menschheit; 

e) die Chancengleichheit; 

f) die Zugänglichkeit; 

g) die Gleichberechtigung von Mann und Frau; 

h) die Achtung vor den sich entwickelnden Fähigkeiten von Kindern mit Behinderungen und die Achtung ihres Rechts auf Wahrung ihrer Identität.“

IV. Anforderungen der BRK an einen Aktionsplan

Die Aktionspläne der Bundesregierung
 sowie des Landes Rheinland-Pfalz
 beziehen sich auf ein breites Spektrum von Handlungsfeldern. 

Die Handlungsfelder des Aktionsplans der Bundesregierung, die sich wechselseitig beeinflussen, lauten: 

· Arbeit und Beschäftigung 

· Bildung 

· Prävention, Rehabilitation, Gesundheit und Pflege 

· Kinder, Jugendliche, Familie und Partnerschaft 

· Frauen 

· Ältere Menschen 

· Bauen und Wohnen 

· Mobilität 

· Kultur und Freizeit 

· Gesellschaftliche und politische Teilhabe 

· Persönlichkeitsrechte 

· Internationale Zusammenarbeit
Darüber hinaus wurden im Aktionsplan der Bundesregierung sieben Querschnittsthemen identifiziert, die bei jedem Handlungsfeld besonders berücksichtigt werden sollen. Diese sind Assistenzbedarf, Barrierefreiheit, Gender Mainstreaming, Gleichstellung, Migration, Selbstbestimmt Leben und Vielfalt von Behinderung (Vgl. S. 30 des Aktionsplans der Bundesregierung). 

Der Aktionsplan des Landes Rheinland-Pfalz (AP RLP) umfasst die folgenden Handlungsfelder:


· Erziehung und Bildung 

· Arbeit 

· Wohnen 

· Kultur, Freizeit und Sport 

· Gesundheit und Pflege 

· Schutz der Persönlichkeitsrechte 

· Interessenvertretung 

· Mobilität und Barrierefreiheit 

· Barrierefreie Kommunikation und Information
Ähnlich wie in den beiden genannten Aktionsplänen sollte der Aktionsplan des Landes Bremen zur Umsetzung der Behindertenrechtskonvention die Handlungsfelder identifizieren, in denen zunächst und vorrangig Maßnahmen zur Umsetzung der Konvention entwickelt und ergriffen werden sollen. 

Grundlage für den Aktionsplan könnten einerseits die Ergebnisse der Tagung „Das Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen und was bedeutet es für die Politik in Bremen“
 sein, die der Landesbehindertenbeauftragte, der Arbeitskreis Protest gegen Diskriminierung und für Gleichstellung behinderter Menschen sowie die Lebenshilfe Bremen im Februar 2010 durchgeführt haben, und andererseits das Eckpunktepapier für einen Aktionsplan, das zur Zeit von der Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen erarbeitet wird. 


Nach Auffassung des Landesbehindertenbeauftragten sollte der Aktionsplan des Landes Bremen wenigstens die nachstehend skizzierten Handlungsfelder umfassen. 

1. Frauen 

Nach Art. 6 Abs. 1 BRK anerkennen die Vertragsstaaten, dass Frauen und Mädchen mit Behinderungen mehrfacher Diskriminierung ausgesetzt sind, und ergreifen in dieser Hinsicht Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass sie alle Menschenrechte und Grundfreiheiten voll und gleichberechtigt genießen können.
Einerseits ist Art. 6 BRK als Querschnittsaufgabe bei allen Handlungsfeldern des Aktionsplans und den hierzu zu entwickelnden Maßnahmen zu beachten. 
Andererseits ist im Rahmen der Erarbeitung des Aktionsplans zu klären, ob und inwieweit sich aus Art. 6 BRK auch die Notwendigkeit eigenständiger Vorkehrungen zur Beseitigung von Benachteiligungen und zur Herstellung der Gleichberechtigung behinderter Frauen und Mädchen ergibt. 


2. Barrierefreiheit und Zugänglichkeit

Um Menschen mit Behinderungen eine unabhängige Lebensführung und die volle Teilhabe in allen Lebensbereichen zu ermöglichen, treffen die Vertragsstaaten nach Art. 9 Abs. 1 BRK geeignete Maßnahmen mit dem Ziel, für Menschen mit Behinderungen den gleichberechtigten Zugang zur physischen Umwelt, zu Transportmitteln, Information und Kommunikation, einschließlich Informations- und Kommunikationstechnologien und -systemen, sowie zu anderen Einrichtungen und Diensten, die der Öffentlichkeit in städtischen und ländlichen Gebieten offen stehen oder für sie bereitgestellt werden, zu gewährleisten. 

Diese Maßnahmen, welche die Feststellung und Beseitigung von Zugangshindernissen und -barrieren einschließen, gelten unter anderem für 

a) Gebäude, Straßen, Transportmittel sowie andere Einrichtungen in Gebäuden und im Freien, einschließlich Schulen, Wohnhäusern, medizinischer Einrichtungen und Arbeitsstätten
b) Informations-, Kommunikations- und andere Dienste, einschließlich elektronischer Dienste und Notdienste
Art. 9 BRK berührt damit die Handlungsfelder Bauen, Wohnen, Mobilität und Verkehr, Kommunikation und Information. Er korrespondiert vor allem auch mit Art. 20 BRK, der Regelungen zur Sicherung der persönlichen Mobilität enthält. 

Aus Art. 9 BRK ergibt sich einerseits das Handlungsfeld „Barrierefreiheit und Zugänglichkeit“, andererseits sind die sich aus ihm ergebenden Anforderungen auch als Querschnittsaufgabe zu verstehen: die Erfordernis der Barrierefreiheit und Zugänglichkeit bezieht sich nicht nur auf bauliche Anlagen, Informationen und Kommunikation, sondern auf alle gestalteten Lebensbereiche (vgl. hierzu z.B. § 4 BGG und § 4 BremBGG). 

Im Rahmen der Erarbeitung des Aktionsplans ist herauszuarbeiten, welche (weiteren) Maßnahmen nach Art. 9 BRK erforderlich und umzusetzen sind, um die Barrierefreiheit und Zugänglichkeit in den vorgenannten Handlungsfeldern zu verbessern. 
So ist beispielsweise die Frage zu beantworten, welche Maßnahmen zur Feststellung und Beseitigung bestehender Zugangshindernisse und -barrieren (im Altbestand baulicher Anlagen) ergriffen werden sollen. 
Auch stellt sich die Frage, ob eine Richtlinie für öffentliche Gebäude des Landes sowie seiner beiden Stadtgemeinden erforderlich ist, in der die Einzelheiten ihrer barrierefreien Gestaltung geregelt werden und die damit auch sicherstellt, dass in diesen Gebäuden Beschilderungen in Brailleschrift und in leicht lesbarer und verständlicher Form angebracht werden (Vgl. Art. 9 Abs. 2 lit. D BRK).  

Des Weiteren ist zu prüfen, ob aufgrund des Art. 9 BRK die Bremische Landesbauordnung geändert werden müsste. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die gemeinsame Stellungnahme der Landesbehindertenbeauftragten aus September 2011 zu dem Entwurf zur Änderung der Musterbauordnung hingewiesen
. 

3. Schutz der Persönlichkeitsrechte

Die Art. 10 bis 23 BRK zielen auf den Schutz der Persönlichkeitsrechte ab. Im Rahmen der Erarbeitung des Aktionsplans ist im Einzelnen zu prüfen, ob und welche Maßnahmen zur Umsetzung der genannten Artikel auf Landesebene erforderlich sind.

a) So stellt sich im Zusammenhang mit Art. 12 BRK, der die gleiche Anerkennung vor dem Recht regelt, beispielsweise die Frage, ob das geltende (Landes-) Wahlrecht mit der Konvention vereinbar ist, soweit es Menschen, die in allen Angelegenheiten unter gesetzlicher Betreuung stehen, vom Wahlrecht ausschließt. 
Wegen der weiteren Einzelheiten wird insoweit auf das Policy Paper Nr. 18 „Gleiches Wahlrecht für Alle? – Menschen mit Behinderungen und das Wahlrecht in Deutschland“
 der Monitoringstelle zur Behindertenrechtskonvention beim Deutschen Institut für Menschenrechte (nachfolgend: Monitoringstelle) verwiesen.

b) Art. 13 BRK regelt (um ein weiteres Beispiel zu nennen) den Zugang zur Justiz. 
Abs. 2 dieser Regelung bestimmt, dass die Vertragsstaaten - um zur Gewährleistung des wirksamen Zugangs von Menschen mit Behinderung zur Justiz beizutragen - geeignete Schulungen für die im Justizwesen tätigen Personen einschließlich des Personals von Polizei und Strafvollzug fördern

c) die konkrete Durchführung solcher Schulungsmaßnahmen könnte u.a. Gegenstand des Aktionsplans sein
d) als weiteres Beispiel sei Art. 14 BRK genannt. Hiernach gewährleisten die Vertragsstaaten,
- dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen das Recht auf persönliche Freiheit und Sicherheit genießen
- dass Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt mit anderen die Freiheit nicht rechtswidrig oder willkürlich entzogen wird, dass jede Freiheitsentziehung im Einklang mit dem Gesetz erfolgt und dass das Vorliegen einer Behinderung in keinem Fall eine Freiheitsentziehung rechtfertigt
Hiernach rechtfertigt allein das Vorliegen einer Behinderung oder Beeinträchtigung eine freiheitsentziehende Maßnahme nicht. Diese Regelung der BRK ist insbesondere für Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen von Bedeutung.


Im Rahmen der Erarbeitung des Aktionsplans sollte nach Auffassung des Landesbehindertenbeauftragten überprüft werden, ob und inwieweit das System der ambulanten und stationären psychiatrischen Versorgung sowie das „Bremische Gesetz über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten“ (BremPsychKG) den Anforderungen des Art. 14 BRK entsprechen und ob und inwieweit ein Bedarf zu ihrer Weiterentwicklung besteht.  

4. Wohnen, unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft
Die Vertragsstaaten anerkennen nach Art. 19 BRK das gleiche Recht aller Menschen mit Behinderungen, mit gleichen Wahlmöglichkeiten wie andere Menschen in der Gemeinschaft zu leben, und treffen wirksame und geeignete Maßnahmen, um Menschen mit Behinderungen den vollen Genuss dieses Rechts und ihre volle Einbeziehung in die Gemeinschaft und Teilhabe an der Gemeinschaft zu erleichtern, indem sie unter anderem gewährleisten, dass 

a) Menschen mit Behinderungen gleichberechtigt die Möglichkeit haben, ihren Aufenthaltsort zu wählen und zu entscheiden, wo und mit wem sie leben, und nicht verpflichtet sind, in besonderen Wohnformen zu leben; 

b) Menschen mit Behinderungen Zugang zu einer Reihe von gemeindenahen Unterstützungsdiensten zu Hause und in Einrichtungen sowie zu sonstigen gemeindenahen Unterstützungsdiensten haben, einschließlich der persönlichen Assistenz, die zur Unterstützung des Lebens in der Gemeinschaft und der Einbeziehung in die Gemeinschaft sowie zur Verhinderung von Isolation und Absonderung von der Gemeinschaft notwendig ist; 

c) gemeindenahe Dienstleistungen und Einrichtungen für die Allgemeinheit Menschen mit Behinderungen auf der Grundlage der Gleichberechtigung zur Verfügung stehen und ihren Bedürfnissen Rechnung tragen

Im Aktionsplan könnten diejenigen Handlungsschritte festgelegt werden, die zu einer Verbesserung des Wohnangebots sowie des Angebots an gemeindenahen Unterstützungsdiensten und gemeindenahen Dienstleistungen i.S. des Art. 19 BRK für Menschen mit Behinderung führen.  

5. Bildung und Erziehung 

Nach Art. 24 Abs. 1 BRK gewährleisten die Vertragsstaaten ein integratives (inklusives) Bildungssystem auf allen Ebenen und lebenslanges Lernen. 
Im englischsprachigen Originaltext ist die Rede von einem „inclusive education system“. Gemeint ist also ein inklusives Bildungs- und Erziehungssystem. 


Auch aus dieser Bestimmung ergibt sich eine Reihe von Maßnahmen, die in den Landesaktionsplan aufgenommen werden sollten: 

· Entwicklung eines Konzepts zur Inklusion von behinderten Kindern für den sog. U-3-Bereich
· Entwicklung eines „Inklusionsstandards“ für Schulen
· ressourcenmäßige Absicherung der schulischen Inklusion
· Entwicklung inklusiver Hochschulen
· Entwicklung inklusiver Lernangebote im Bereich der Erwachsenenbildung (Lebenslanges Lernen)
6. Gesundheit

Die Vertragsstaaten anerkennen nach Art. 25 BRK das Recht von Menschen mit Behinderungen auf das erreichbare Höchstmaß an Gesundheit ohne Diskriminierung aufgrund von Behinderung. Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um zu gewährleisten, dass Menschen mit Behinderungen Zugang zu geschlechtsspezifischen Gesundheitsdiensten, einschließlich gesundheitlicher Rehabilitation, haben. 

Das Beispiel der gynäkologischen Versorgungssituation  mobilitätsbehinderter Frauen in Bremen zeigt, dass es für behinderte Menschen häufig Zugangshindernisse und -barrieren zu Einrichtungen des Gesundheitswesens wie z.B. Arztpraxen gibt und ein gleichberechtigter Zugang zum Gesundheitswesen nicht gewährleistet ist. 

In dem Aktionsplan sind daher Maßnahmen zur Feststellung und Beseitigung der bestehenden Zugangshindernisse und -barrieren und zur Gewährleistung eines gleichberechtigten Zugangs zu den Leistungen des Gesundheitswesens in Bremen zu entwickeln. 

7. Arbeit und Beschäftigung

Die Vertragsstaaten anerkennen nach Art. 27 BRK das gleiche Recht von Menschen mit Behinderungen auf Arbeit. Dies beinhaltet das Recht auf die Möglichkeit, den Lebensunterhalt durch Arbeit zu verdienen, die in einem offenen, integrativen und für Menschen mit Behinderungen zugänglichen Arbeitsmarkt und Arbeitsumfeld frei gewählt oder angenommen wird. 

Bei der Erarbeitung des Aktionsplans ist nach Ansicht des Landesbehindertenbeauftragten zu untersuchen, ob und inwieweit die bisherigen arbeitsmarktpolitischen Aktivitäten zur Verbesserung der Arbeitsmarktsituation schwerbehinderter Arbeitssuchender in ihrer Wirkung verbessert und durch weitere Maßnahmen ergänzt werden können. 

Außerdem sollte geklärt werden, ob und inwieweit der Übergang von einer Werkstattbeschäftigung hin zu einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt durch Maßnahmen wie das „Budget für Arbeit“ weiter verbessert werden kann. Hierbei sollte die Entwicklung auf Bundesebene, insbesondere auch die zur Zeit diskutierte Reform der Eingliederungshilfe im Blick behalten werden.  

V. Querschnittssaufgaben

Aus der BRK ergeben sich darüber hinaus Querschnittsthemen, die bei der Bearbeitung aller Handlungsfelder des Landesaktionsplans zu berücksichtigen sind. 

Dies sind vor allem: 

· Partizipation und Interessenvertretung behinderter Menschen und ihrer Verbände (z.B. Art. 4 Abs. 3 BRK)
· Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung (Art. 5 BRK),
· Belange behinderter Frauen (Art. 6 BRK)
· Bewusstseinsbildung (Art. 8 BRK)
· Barrierefreiheit und Zugänglichkeit (Art. 9 BRK)
VI. Nächste Handlungsschritte

Aus Sicht des Landesbehindertenbeauftragten ist zunächst zu klären, wie der Entwurf eines Aktionsplans bzw. eine Empfehlung für einen Aktionsplan erarbeitet werden und wie die Beteiligung behinderter Menschen und ihrer Verbände ausgestaltet werden soll. 


Sollte dem Vorschlag des Landesbehindertenbeauftragten gefolgt und ein „Ausschuss zur Erarbeitung eines Vorschlags für einen Aktionsplan zur Umsetzung der Behindertenrechtskonvention im Lande Bremen“ eingesetzt werden, so müsste dieser in einem ersten Schritt die Handlungsfelder und Querschnittsthemen, die in dem Aktionsplan Berücksichtigung finden sollen, festlegen. 


In weiteren Schritten müssten 

· die auf die jeweiligen Handlungsfelder bezogenen Arbeitsaufträge an die Verwaltungen in den einzelnen Senatsressorts formuliert und

· ein Zeitplan für die Bearbeitung des Vorschlages für den Aktionsplan aufgestellt werden; hierbei müsste auch festgelegt werden, wann welche Handlungsfelder beraten werden.

Auch müsste der Ausschuss lang- bis mittelfristig festlegen, ob und ggf. zu welchen Themen er Referentinnen und Referenten, Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeiter  sowie Vertreterinnen und Vertreter bestimmter Gruppen von behinderten Menschen und/oder Institutionen (z.B. Werkstattratsmitglieder, Vertreterinnen und Vertreter von Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen usw.) einlädt. 

Um den umfassenden Anspruch der Partizipation behinderter Menschen nach der BRK einzulösen, kommt der Einbeziehung (weiterer) Menschen mit Behinderung als „Expertinnen und Experten in eigener Sache“ durch den Ausschuss besondere Bedeutung zu. 

Denkbar ist es nach Auffassung des Landesbehindertenbeauftragten, dass der Ausschuss in seiner ersten Sitzung Expertinnen und Experten wie z.B. den rheinland-pfälzischen Landesbehindertenbeauftragten zu Aktionsplänen in anderen Bundesländern anhört, bevor er die Handlungsfelder, Querschnittsthemen sowie seine Arbeitsweise im Einzelnen festlegt. 

Vorstellbar ist es nach Ansicht des Landesbehindertenbeauftragten auch, dass der Ausschuss vor seiner endgültigen Beschlussfassung über seine Empfehlung für einen Aktionsplan eine öffentliche Anhörung und/oder eine Anhörung im Internet zu dem Entwurf der Empfehlung durchführt. 

Bremen im Oktober 2011 

Dr. Joachim Steinbrück 

Der Landesbehindertenbeauftragte 
� Poscher/Langer/Rux; Gutachten zu den völkerrechtlichen und innerstaatlichen Verpflichtungen aus dem Recht auf Bildung nach Art. 24 des UN-Abkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen und zur Vereinbarkeit des deutschen Schulrechts mit den Vorgaben des Übereinkommens – erstellt im Auftrag der Max-Traeger-Stiftung und der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, 2008, S. 12.


� Poscher/Langer/Rux; a.a.O., S. 16. 


� Zu den Anforderungen an Aktionspläne vgl. auch Das Positionspapier Nr. 2 der Monitoringstelle zur Behindertenrechtskonvention beim Deutschen Institut für Menschenrechte „Aktionspläne zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention“, download unter � HYPERLINK "http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/de/monitoring-stelle/publikationen.html" ��http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/de/monitoring-stelle/publikationen.html� [aufgerufen am 19.10.2011]. 


� Download unter � HYPERLINK "http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-Publikationen/a740-nationaler-aktionsplan-barrierefrei.pdf?__blob=publicationFile" �http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-Publikationen/a740-nationaler-aktionsplan-barrierefrei.pdf?__blob=publicationFile� [aufgerufen am 19.10.2011].


� Download unter � HYPERLINK "http://lb.rlp.de/fileadmin/landesbehindertenbeauftragter/Aktionsplan_Behinderung_SS_10.pdf" �http://lb.rlp.de/fileadmin/landesbehindertenbeauftragter/Aktionsplan_Behinderung_SS_10.pdf� [aufgerufen am 19.10.2011]. 





� Die Tagungsdokumentation ist im Internet veröffentlicht unter � HYPERLINK "http://www.behindertenbeauftragter.bremen.de/sixcms/media.php/13/Tagungsdokumentation%20-%20Stand%2013.pdf" ��http://www.behindertenbeauftragter.bremen.de/sixcms/media.php/13/Tagungsdokumentation%20-%20Stand%2013.pdf� [aufgerufen am 21.10.2011]


� Die Stellungnahme ist im Internet veröffentlicht unter � HYPERLINK "http://www.soziales.sachsen.de/download/Soziales/Stn_MBO_Endfassung.pdf" �http://www.soziales.sachsen.de/download/Soziales/Stn_MBO_Endfassung.pdf� [aufgerufen am 19.10.2011].





� Download unter � HYPERLINK "http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/de/monitoring-stelle/publikationen.html" ��http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/de/monitoring-stelle/publikationen.html� [aufgerufen am 18.10.2011].
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